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BAYERISCHER STÄDTETAG

Merkblatt zur Archivierung von Personenstandsunterlagen

1. Rechtslage

Das Personenstandsgesetz vom 19.2.2007 (BGBl. IS. 122), mit seinen wesentlichen
Teilen in Kraft seit dem 1.1.2009, enthälteinige grundlegendeÄnderungen der seit
der Einführung des Personenstandsrechts 1876nahezu unverändert geltenden Prin
zipien der Aufbewahrung der bei den Standesämtern entstandenen Unterlagen:

• Nach § 7 PStG n.F. wird für die Erst- und Zweitbücherund die ihnen zugrunde lie
genden Unterlagen ("Sammelakten")eine Fortführungsfrist festgesetzt, nach de
ren Ablauf sie dem zuständigen Archiv anzubieten sind. Die Verpflichtung zur
Aufbewahrung der Erst- und Zweitbücher auf Dauer bleibt davon unberührt (§ 5
PStG).

• Die Benutzung der Personenstandsunterlagen (Personenstandsbücher, Sammel
akten) nach Ablaufder Fortführungsfrist ist gegenüber der alten Rechtslage er
weitert möglich (§ 61 PStG n.F.; s. auch Ziff. 7).

Durch die Personenstandsverordnung der Bundesregierung vom 22.11.2008 (BGBl I
2008, 2263) werden weitere Details geregelt, die gleichfalls Auswirkung auf die Ar
chivierung haben können (z.B. Übernahme vonAltregistern). Dagegen enthält sich
das in Bayern erlassene "Gesetz zur Ausführungdes Personenstandsgesetzes" vom
8.7.2008 (GVBI., S. 344 f.) jeglicher Aussage zu Fragen der Archivierung.

2. Archive: Begriffsdefinition

Archive (im Sinne des Bayerischen Archivgesetzes vom 22.12.1989, GVBI S. 710,
geändert durch Gesetz vom 16.12.1999, GVBI. S. 521) sind im vorliegenden Zu
sammenhang die Einrichtungen des Freistaats Bayern oder der bayerischen Kom
munen, die die Bewertung und Übernahme von Verwaltungsünterlagen durchführen,
die bei den Behörden und Dienststellen entbehrlich geworden sind. Sie entscheiden
dabei über eine dauernde Aufbewahrung (im Archiv) oder die Vernichtung ("Kassati
on0) dieser Unterlagen. Ziel ist dabei die Erhaltung von Informationen, die für rechtli
che, wissenschaftliche oder für Zwecke der Verwaltung bleibende Bedeutung besit
zen. Anders als den Registraturen ist Archiven damitdie Befugniseingeräumt, Unter
lagen nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen zur Vernichtung freizugeben.

Kommunen sind nach Art. 57 Absatz 1 Bayerische Gemeindeordnung in Verbindung
mit Art. 13 Absatz 1 BayerischesArchivgesetz verpflichtet, Archive zu schaffen und
zu erhalten.
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